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2. Instanz

Aktenzeichen L 9 AL 93/22
Datum 30.03.2023

3. Instanz

Datum -

Tenor:

Die Berufung des KlÃ¤gers gegen den Gerichtsbescheid des Sozialgerichts
Aachen vom 24.06.2021 wird zurÃ¼ckgewiesen.

AuÃ�ergerichtliche Kosten sind auch im Berufungsverfahren nicht zu
erstatten.

Die Revision wird nicht zugelassen.

Â 

Tatbestand

Der KlÃ¤ger begehrt die Ã�bernahme der BeitrÃ¤ge zur privaten Kranken- und
Pflegeversicherung.

Der 0000 geborene KlÃ¤ger ist seit dem Jahr 2010 privat kranken- und
pflegeversichert. Er war bis zum 31.12.2017 bei der Fa. C. als Leiter des Finanz- und
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Rechnungswesens beschÃ¤ftigt. Nachdem ihn der Insolvenzverwalter des
Unternehmens bereits zum 01.12.2017 freigestellt hatte, meldete er sich an diesem
Tag bei der Beklagten arbeitslos und beantragte Arbeitslosengeld. In dem Formular
gab er an, er sei vor der Arbeitslosigkeit nicht pflichtversichert in der Kranken- und
Pflegeversicherung gewesen. In dem Zusatzblatt â��Sozialversicherung der
Leistungsbezieherâ�� gab er an, er sei zuletzt privat kranken- und pflegeversichert
gewesen und habe bei der zustÃ¤ndigen Krankenkasse beantragt, ihn aufgrund des
Bezuges von Arbeitslosengeld von der Versicherungspflicht zu befreien.

Mit Schreiben vom 04.01.2018 forderte die Beklagte erstmals einen Bescheid der
Krankenkasse Ã¼ber die Befreiung von der Versicherungspflicht in der gesetzlichen
Kranken- und Pflegeversicherung bei dem KlÃ¤ger an. Mit Bescheid vom 04.01.2018
bewilligte die Beklagte das Arbeitslosengeld vorlÃ¤ufig ab dem 01.01.2018, auf den
Widerspruch des KlÃ¤gers dann mit Ã�nderungsbescheid vom 01.02.2018
vorlÃ¤ufig ab dem 01.12.2017. In den Bescheiden findet sich unter der Ã�berschrift
â��Ihre Sozialversicherungâ�� jeweils der Hinweis: â��Im genannten Zeitraum sind
Sie nicht kranken- bzw. pflegeversichertâ��. Zur ErlÃ¤uterung wird jeweils
ausgefÃ¼hrt: â��Sind Sie von der Versicherungspflicht in der gesetzlichen Kranken-
bzw. Pflegeversicherung befreit und haben Sie die Ã�bernahme der BeitrÃ¤ge nach 
Â§ 174 SGB III beantragt, erhalten Sie weitere Nachrichtâ��.

Mit Schreiben vom 14.02.2018 forderte die Beklagte den KlÃ¤ger auf, er solle einen
Bescheid der Krankenkasse Ã¼ber die Befreiung von der Versicherungspflicht in der
gesetzlichen Kranken- und Pflegeversicherung vorlegen. Der KlÃ¤ger legte
daraufhin eine Bescheinigung der Debeka Ã¼ber die dort bestehende private
Kranken- und Pflegeversicherung bei der Beklagten vor. Weiterhin legte er eine
Mitgliedsbescheinigung seiner vorherigen gesetzlichen Versicherung (BIG direkt
gesund) vor. Mit Schreiben vom 23.03.2018 forderte die Beklagte ihn erneut zur
Vorlage eines Bescheides der Krankenkasse â��Ã¼ber die Befreiung von der
Versicherungspflicht in der gesetzlichen Kranken und Pflegeversicherungâ�� auf.
Der KlÃ¤ger bat mit Mail vom 09.04.2018 um FristverlÃ¤ngerung. Mit Schreiben
vom 16.04.2018 teilte die Beklagte dem KlÃ¤ger mit, ohne die Vorlage eines
â��Befreiungsbescheidesâ�� der gesetzlichen Krankenkasse kÃ¶nne nicht
festgestellt werden, â��ob die BeitrÃ¤ge zur gesetzlichen Krankenversicherung
Ã¼bernommen werden kÃ¶nnenâ��.

Nachdem keine Reaktion des KlÃ¤gers erfolgte, meldete die Beklagte ihn am
14.05.2018 bei der Y. an und teilte dies dem KlÃ¤ger mit vorlÃ¤ufigem
Ã�nderungsbescheid vom 14.05.2018 mit. Die endgÃ¼ltige Bewilligung des
Arbeitslosengeldes einschlieÃ�lich der Feststellung der gesetzlichen Kranken- und
Pflegeversicherung erfolgte mit Bescheid vom 28.11.2018.

Am 30.11.2018 beantragte der KlÃ¤ger die Erstattung der BeitrÃ¤ge fÃ¼r die
private Kranken- und Pflegeversicherung. Die Beklagte wertete dies als Antrag auf
Ã�berprÃ¼fung des Bescheides vom 14.05.2018 nach Â§Â 44 SGB X, den sie mit
Bescheid vom 03.12.2018 ablehnte. Der KlÃ¤ger legte dagegen Widerspruch ein,
der mit Widerspruchsbescheid vom 09.01.2019 zurÃ¼ckgewiesen wurde. Der
KlÃ¤ger habe keinen Bescheid der Krankenkasse Ã¼ber die Befreiung von der
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Versicherungspflicht in der gesetzlichen Kranken- und Pflegeversicherung vorgelegt.

Der KlÃ¤ger hat am 13.02.2019 bei dem Sozialgericht Aachen Klage erhoben, mit
der er sein Begehren weiterverfolgt. Den Widerspruchsbescheid habe er am
14.01.2019 erhalten. Die Aufwendungen fÃ¼r die private Krankenversicherung
beliefen sich auf 5.725,20 â�¬. Er sei bereits seit dem 03.12.2010 von der
gesetzlichen Versicherung befreit und habe die entsprechenden Unterlagen bei der
Beklagten vorgelegt.

Der KlÃ¤ger hat beantragt,

die Beklagte zu verurteilen, die Aufwendungen fÃ¼r die private Krankenkasse iHv
5.725,20 â�¬ an ihn zu zahlen.

Die Beklagte hat beantragt,

die Klage abzuweisen.

Die Beklagte hat die angefochtenen Bescheide verteidigt.

Das Sozialgericht hat die Klage mit Gerichtsbescheid vom 17.06.2020, dem KlÃ¤ger
zugestellt am 20.06.2020, abgewiesen. Die Voraussetzungen des Â§Â 44 SGB X
lÃ¤gen nicht vor, da der Bescheid vom 14.05.2018 rechtmÃ¤Ã�ig sei. Der KlÃ¤ger
habe sich nicht von der gesetzlichen Versicherungspflicht befreien lassen und
kÃ¶nne daher die Ã�bernahme der BeitrÃ¤ge fÃ¼r die private Versicherung nicht
verlangen.

Der KlÃ¤ger hat am 10.07.2020 Berufung eingelegt. Er beruft sich auf den
sozialrechtlichen Herstellungsanspruch, da er von der Beklagten nicht ausreichend
darÃ¼ber informiert worden sei, dass er eine Befreiung von der gesetzlichen
Versicherungspflicht beantragen mÃ¼sse. Am 20.03.2022 hat der KlÃ¤ger einen
bestandskrÃ¤ftigen Bescheid der U. vom 17.03.2022 vorgelegt, mit dem diese den
Antrag auf Befreiung von der Versicherungspflichtablehnt, da der Antrag nicht
fristgerecht erfolgt sei.

Der KlÃ¤ger beantragt,

den Gerichtsbescheid des Sozialgerichts Aachen vom 24.06.2021 zu Ã¤ndern, den
Bescheid vom 03.12.2018 in Gestalt des Widerspruchsbescheides vom 09.01.2019
aufzuheben und die Beklagte zu verpflichten, den Bescheid vom 28.11.2018
zurÃ¼ckzunehmen und zu verurteilen, die BeitrÃ¤ge fÃ¼r die private Kranken- und
Pflegeversicherung zu Ã¼bernehmen.

Die Beklagte beantragt,

die Berufung zurÃ¼ckzuweisen.

Die Beklagte hÃ¤lt das Urteil des Sozialgerichts fÃ¼r zutreffend. Sie hat das
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â��Merkblatt fÃ¼r Arbeitsloseâ�� vorgelegt, und beruft sich ergÃ¤nzend darauf,
der KlÃ¤ger sei damit auf die Notwendigkeit, bei der Krankenkasse einen
Befreiungsantrag zu stellen und die dafÃ¼r geltende Dreimonatsfrist hingewiesen
worden. Der KlÃ¤ger bestreitet, das Merkblatt erhalten zu haben.

Hinsichtlich der weiteren Einzelheiten des Sach- und Streitstandes wird auf die
gewechselten SchriftsÃ¤tze und die Ã¼brige Gerichtsakte sowie die beigezogene
Verwaltungsakte, deren wesentlicher Inhalt Gegenstand der mÃ¼ndlichen
Verhandlung gewesen ist, verwiesen.

EntscheidungsgrÃ¼nde

Die Berufung ist gem. Â§Â§Â 143, 144 SGG statthaft sowie form- und fristgerecht
(Â§Â§Â 151 Abs. 1, 64 Abs. 2 SGG) erhoben worden. Die Berufungssumme des 
Â§Â 144 Abs. 1 Nr. 1 SGG wird mit dem geltend gemachten Anspruch iHv 5.725,20
â�¬ erreicht.

Die Berufung ist nicht begrÃ¼ndet. Das Sozialgericht hat die Klage zu Recht
abgewiesen. Der angefochtene Bescheid ist nicht rechtswidrig. Die Beklagte hat den
Antrag auf RÃ¼cknahme des Ablehnungsbescheides und Ã�bernahme der
BeitrÃ¤ge fÃ¼r die private Kranken- und Pflegeversicherung zu Recht abgelehnt.

Streitgegenstand des Verfahrens ist der Bescheid vom 03.12.2018 in Gestalt des
Widerspruchsbescheides vom 09.01.2019, mit dem die Beklagte den Antrag des
KlÃ¤gers auf RÃ¼cknahme des Ablehnungsbescheides und Ã�bernahme der
BeitrÃ¤ge fÃ¼r die private Kranken- und Pflegeversicherung ablehnt. Gegenstand
des Ã�berprÃ¼fungsverfahrens ist der Bescheid vom 28.11.2018, denn bei dem
Bescheid vom 14.05.2018 handelte es sich um einen vorlÃ¤ufigen
Bewilligungsbescheid, der durch den Bescheid vom 28.11.2018 ersetzt worden ist.

Der KlÃ¤ger macht seinen Anspruch zutreffend mit einer kombinierten
Anfechtungs-, Verpflichtungs- und Leistungsklage geltend. Nach der DurchfÃ¼hrung
eines sog. Zugunstenverfahrens gem. Â§Â 44 SGB X ist die Klage gerichtet auf die
Aufhebung des die Ã�berprÃ¼fung ablehnenden Ã�berprÃ¼fungsbescheids sowie
auf die Verpflichtung zur Aufhebung des ursprÃ¼nglichen Ablehnungsbescheides
und die GewÃ¤hrung entsprechender Leistungen (BSG Urteil vom 24.05.2017 â�� B
14 AS 32/16 R).

Die Klage ist zulÃ¤ssig. Der KlÃ¤ger hat die Klagefrist des Â§Â 87 SGG gewahrt,
danach ist die Klage binnen eines Monats nach der Bekanntgabe des Bescheides zu
erheben, wenn ein Vorverfahren stattgefunden hat, beginnt die Frist mit der
Bekanntgabe des Widerspruchsbescheids. Der KlÃ¤ger gibt an, dass er den
Widerspruchsbescheid vom 09.01.2019 erst am 14.01.2019 erhalten habe. Einen
frÃ¼heren Zugang kann die Beklagte nicht nachweisen. Sie kann sich auch nicht
auf die sog. Zugangsfiktion in Â§Â 37 Abs. 2 SGB X stÃ¼tzen, nach der ein
schriftlicher Verwaltungsakt, der im Inland durch die Post Ã¼bermittelt wird, am
dritten Tag nach der Aufgabe zur Post als bekannt gegeben wird. Der
Widerspruchsbescheid trÃ¤gt zwar einen sog. Ab-Vermerk, dieser stammt jedoch
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nicht von der Poststelle, sondern von der Verfasserin des Widerspruchsbescheides
und gibt daher keine Auskunft darÃ¼ber, wann der Bescheid tatsÃ¤chlich versandt
worden ist. Ein Anscheinsbeweis fÃ¼r die Aufgabe eines SchriftstÃ¼cks zur Post
kann durch in den VerwaltungsvorgÃ¤ngen dokumentierten Ab-Vermerk nur
gefÃ¼hrt werden, wenn dieser nicht nur die Aufgabe des SchriftstÃ¼cks in das
Postausgangsfach, sondern die Ã�bergabe an das BefÃ¶rderungsunternehmen
dokumentiert (LSG Nordrhein-Westfalen Urteil vom 18.02.2021 â�� L 7 AS 898/20).

Die Klage ist unbegrÃ¼ndet. Der KlÃ¤ger hat keinen Anspruch auf RÃ¼cknahme
des Bescheides vom 28.11.2018 nach Â§Â 44 SGB X und Ã�bernahme der BeitrÃ¤ge
fÃ¼r die private Kranken- und Pflegeversicherung. Nach Â§Â 44 Abs. 1 Satz 1 SGB X
ist ein Verwaltungsakt, auch nachdem er unanfechtbar geworden ist, mit Wirkung
fÃ¼r die Vergangenheit zurÃ¼ckzunehmen, soweit sich im Einzelfall ergibt, dass bei
seinem Erlass das Recht unrichtig angewandt oder von einem Sachverhalt
ausgegangen worden ist, der sich als unrichtig erweist, und deshalb
Sozialleistungen zu Unrecht nicht erbracht worden sind. Diese Voraussetzungen
liegen hier nicht vor, denn der Bescheid vom 28.11.2018 ist nicht rechtswidrig.

Die Beklagte mit dem Bescheid vom 28.11.2018 konkludent zu Ausdruck gebracht,
dass sie die Ã�bernahme der BeitrÃ¤ge fÃ¼r die private Kranken- und
Pflegeversicherung ablehnt. Diese Ablehnung ist rechtmÃ¤Ã�ig, denn ein solcher
Anspruch besteht nicht.

Nach Â§Â 174 Abs. 1 SGB III haben Bezieherinnen und Bezieher von
Arbeitslosengeld, die 1. nach Â§Â 6 Abs.Â 3a SGB V in der gesetzlichen
Krankenversicherung versicherungsfrei oder nach Â§Â 8 Abs.Â 1 Nr.Â 1a SGB V von
der Versicherungspflicht befreit sind, 2. nach Â§Â 22 Abs.Â 1 SGB XI oder nach
Art.Â 42 des Pflege-Versicherungsgesetzes von der Versicherungspflicht in der
sozialen Pflegeversicherung befreit oder nach Â§Â 23 Abs.Â 1 SGB XI einem privaten
Krankenversicherungsunternehmen gegen das Risiko der PflegebedÃ¼rftigkeit
versichert sind, Anspruch auf Ã�bernahme der BeitrÃ¤ge, die fÃ¼r die Dauer des
Leistungsbezugs fÃ¼r eine Versicherung gegen Krankheit oder
PflegebedÃ¼rftigkeit an ein privates Krankenversicherungsunternehmen zu zahlen
sind.

Der KlÃ¤ger erfÃ¼llt diese Voraussetzungen nicht. Er ist nicht nach Â§Â 6 Abs.Â 3a
SGB V in der gesetzlichen Krankenversicherung versicherungsfrei, da diese
Vorschrift nur Personen betrifft, die das 55. Lebensjahr vollendet haben. Eine
Befreiung nach Â§Â 8 Abs. 1 Nr.Â 1a SGB V hat der KlÃ¤ger nicht erhalten. Die U.
hat seinen Antrag mit bestandskrÃ¤ftigem Bescheid vom 17.03.2022 vielmehr
abgelehnt.

Auch ein Anspruch auf Ã�bernahme der BeitrÃ¤ge zur Pflegeversicherung besteht
nicht. Zwar ist es nach dem Wortlaut von Â§ 174 Nr. 2 SGB III ausreichend, dass der
Bezieher von Arbeitslosengeld gem. Â§Â 23 Abs. 1 SGB XI bei einem privaten
Krankenversicherungsunternehmen gegen das Risiko der PflegebedÃ¼rftigkeit
versichert ist. Hieraus folgen jedoch fÃ¼r die BeitragsÃ¼bernahme zur privaten
Pflegeversicherung keine gegenÃ¼ber den privaten
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KrankenversicherungsbeitrÃ¤gen abweichenden Voraussetzungen. Dies folgt aus
einer systematischen Interpretation der Vorschrift unter BerÃ¼cksichtigung ihrer
Entstehungsgeschichte. Die Versicherungspflicht in der sozialen Pflegeversicherung
ist gem. Â§Â 20 Abs. 1 Satz 1 SGB XI an die Versicherungspflicht in der gesetzlichen
Krankenversicherung gekoppelt. Daher schlÃ¤gt eine Befreiung nach Â§Â 8 Abs. 1
Nr.Â 1a SGB V von der Krankenversicherungspflicht unmittelbar auf die
Pflegeversicherungspflicht durch, d.h. es ist keine gesonderte Befreiung erforderlich
(BÃ¶ttiger in Eicher/Schlegel, Â§Â 174 SGB III, Rn. 51). Diese VerknÃ¼pfung der
Versicherungspflicht in der gesetzlichen Krankenversicherung mit der in der
sozialen Pflegeversicherung macht es auch im Hinblick auf die BeitrÃ¤ge zur
privaten Pflegeversicherung erforderlich, dass eine Befreiung nach Â§Â 8 Abs. 1
Nr.Â 1a SGB V vorliegt. Auch nach der GesetzesbegrÃ¼ndung zur
VorgÃ¤ngervorschrift in Â§Â 207a SGB III (BT-Drs. 13/8653, S. 22) soll die den
Beziehern von Arbeitslosengeld gegebene MÃ¶glichkeit zur Ã�bernahme von
privaten VersicherungsbeitrÃ¤gen aufgrund einer Befreiung von der
Versicherungspflicht in der gesetzlichen Krankenversicherung â��entsprechendâ��,
also unter identischen Voraussetzungen, fÃ¼r die soziale Pflegeversicherung
gelten.

Eine Befreiung von der gesetzlichen Versicherungspflicht kann nicht durch den
sozialrechtlichen Herstellungsanspruch fingiert werden. Ein solcher kommt nach der
Rechtsprechung des BSG nur in Betracht, wenn die begehrte Amtshandlung
rechtlich zulÃ¤ssig ist. Das bedeutet nicht, dass alle gesetzlichen Voraussetzungen
der zum Nachteilsausgleich erforderlichen Amtshandlung vorliegen mÃ¼ssen; denn
sonst bedÃ¼rfte es keines Herstellungsanspruchs. Um das SozialrechtsverhÃ¤ltnis
so (wieder) herzustellen, wie es dem Versicherten ohne die Pflichtverletzung
zugestanden hÃ¤tte, wird diesem vielmehr gestattet, eine eigentlich nicht (mehr)
zulÃ¤ssige Handlung nachzuholen, um damit alle gesetzlichen
Tatbestandsmerkmale eines Leistungsanspruchs oder einer sonstigen Berechtigung
zu erfÃ¼llen. Der Herstellungsanspruch findet deshalb seine Grenze in den
GestaltungsmÃ¶glichkeiten, die nach dem materiellen Sozialrecht zulÃ¤ssig sind;
das begehrte Handeln muss zumindest in seiner wesentlichen Struktur im Gesetz
vorgesehen sein (BSG Urteil vom 05.04.2000Â â�� B 5 RJ 50/98 R). Das ist hier nicht
der Fall. Eine Ã�bernahme der Kosten fÃ¼r die private Kranken- und
Pflegeversicherung ohne sich von der gesetzlichen Versicherungspflicht befreit zu
haben, sieht das Gesetz nicht vor. Bei der Befreiung handelt es sich um ein
Tatbestandsmerkmal des Â§Â 174 Abs. 1 SGB III, das durch den sozialrechtlichen
Herstellungsanspruch nicht ersetzt werden kann. Daher kann offen bleiben, ob
Ã¼berhaupt ein Beratungsfehler der Beklagten vorliegt. Ein solcher kÃ¶nnte sich
allenfalls aus der missverstÃ¤ndlichen Formulierung in den ersten vorlÃ¤ufigen
Bewilligungsbescheiden â��Im genannten Zeitraum sind Sie nicht kranken- bzw.
pflegeversichertâ�� ergeben. Gleichzeitig ist der KlÃ¤ger jedoch â�� unabhÃ¤ngig
von dem insoweit eindeutigen Merkblatt, dessen Erhalt der KlÃ¤ger bestreitet â��
mehrfach von der Beklagten innerhalb der Dreimonatsfrist des Â§ 8 Abs. 2 Satz 1
SGB V darauf hingewiesen worden, dass er einen Bescheid Ã¼ber die Befreiung von
der gesetzlichen Versicherungspflicht vorlegen mÃ¼sse. Es hÃ¤tte sich ihm daher
aufdrÃ¤ngen mÃ¼ssen, dass er seine Mitwirkungspflichten noch nicht erfÃ¼llt hat.

                             6 / 10

https://dejure.org/gesetze/SGB_XI/20.html
https://dejure.org/gesetze/SGB_V/8.html
https://dejure.org/gesetze/SGB_V/8.html
https://dejure.org/gesetze/SGB_III/174.html
https://dejure.org/gesetze/SGB_V/8.html
https://dejure.org/gesetze/SGB_V/8.html
https://dejure.org/gesetze/SGB_III/207a.html
https://dejure.org/Drucksachen/Bundestag/BT-Drs.%2013/8653#Seite=22
https://dejure.org/dienste/vernetzung/rechtsprechung?Text=B%205%20RJ%2050/98%20R
https://dejure.org/gesetze/SGB_III/174.html
https://dejure.org/gesetze/SGB_V/8.html
https://dejure.org/gesetze/SGB_V/8.html


 

Die Kostenentscheidung beruht auf Â§Â 193 SGG.

GrÃ¼nde fÃ¼r die Zulassung der Revision (Â§Â 160 Abs. 2 Nr. 1 oder 2 SGG)
bestehen nicht.

Rechtsmittelbelehrung:

Dieses Urteil kann nur dann mit der Revision angefochten werden, wenn sie
nachtrÃ¤glich vom Bundessozialgericht zugelassen wird. Zu diesem Zweck kann die
Nichtzulassung der Revision durch das Landessozialgericht mit der Beschwerde
angefochten werden.

Die Beschwerde ist von einem bei dem Bundessozialgericht zugelassenen
ProzessbevollmÃ¤chtigten innerhalb eines Monats nach Zustellung des Urteils
schriftlich oder in elektronischer Form beim

Bundessozialgericht, Postfach 41 02 20, 34114
KasseloderBundessozialgericht, Graf-Bernadotte-Platz 5, 34119 Kassel

einzulegen.

Die Beschwerdeschrift muss bis zum Ablauf der Monatsfrist bei dem
Bundessozialgericht eingegangen sein.

Die elektronische Form wird durch Ã�bermittlung eines elektronischen Dokuments
gewahrt, das fÃ¼r die Bearbeitung durch das Gericht geeignet ist und

â�� von der verantwortenden Person qualifiziert elektronisch signiert ist und Ã¼ber
das Elektronische Gerichts- und Verwaltungspostfach (EGVP) eingereicht wird oder

â�� von der verantwortenden Person signiert und auf einem sicheren
Ã�bermittlungsweg gem. Â§ 65a Abs. 4 Sozialgerichtsgesetz (SGG) eingereicht wird.

Weitere Voraussetzungen, insbesondere zu den zugelassenen Dateiformaten und
zur qualifizierten elektronischen Signatur, ergeben sich aus der Verordnung Ã¼ber
die technischen Rahmenbedingungen des elektronischen Rechtsverkehrs und
Ã¼ber das besondere elektronische BehÃ¶rdenpostfach (Elektronischer-
Rechtsverkehr-Verordnung -ERVV) in der jeweils gÃ¼ltigen Fassung. Weitergehende
Informationen zum elektronischen Rechtsverkehr kÃ¶nnen Ã¼ber das Internetportal
des Bundessozialgerichts (www.bsg.bund.de) abgerufen werden.

Als ProzessbevollmÃ¤chtigte sind nur zugelassen

â��Â Â Â Â Â Â Â Â Â  jeder Rechtsanwalt,

â��Â Â Â Â Â Â Â Â Â  Rechtslehrer an einer staatlichen oder staatlich anerkannten
Hochschule eines Mitgliedsstaates der EuropÃ¤ischen Union, eines anderen
Vertragsstaates des Abkommens Ã¼ber den EuropÃ¤ischen Wirtschaftsraum oder
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der Schweiz, die die BefÃ¤higung zum Richteramt besitzen,

â��Â Â Â Â Â Â Â Â Â  selbstÃ¤ndige Vereinigungen von Arbeitnehmern mit sozial-
oder berufspolitischer Zwecksetzung fÃ¼r ihre Mitglieder,

â��Â Â Â Â Â Â Â Â Â  berufsstÃ¤ndische Vereinigungen der Landwirtschaft fÃ¼r
ihre Mitglieder,

â��Â Â Â Â Â Â Â Â Â  Gewerkschaften und Vereinigungen von Arbeitgebern sowie
ZusammenschlÃ¼sse solcher VerbÃ¤nde fÃ¼r ihre Mitglieder oder fÃ¼r andere
VerbÃ¤nde oder ZusammenschlÃ¼sse mit vergleichbarer Ausrichtung und deren
Mitglieder,

â��Â Â Â Â Â Â Â Â Â  Vereinigungen, deren satzungsgemÃ¤Ã�e Aufgaben die
gemeinschaftliche Interessenvertretung, die Beratung und Vertretung der
LeistungsempfÃ¤nger nach dem sozialen EntschÃ¤digungsrecht oder der
behinderten Menschen wesentlich umfassen und die unter BerÃ¼cksichtigung von
Art und Umfang ihrer TÃ¤tigkeit sowie ihres Mitgliederkreises die GewÃ¤hr fÃ¼r
eine sachkundige Prozessvertretung bieten, fÃ¼r ihre Mitglieder,

â��Â Â Â Â Â Â Â Â Â  juristische Personen, deren Anteile sÃ¤mtlich im
wirtschaftlichen Eigentum einer der vorgenannten Organisationen stehen, wenn die
juristische Person ausschlieÃ�lich die Rechtsberatung und Prozessvertretung dieser
Organisation und ihrer Mitglieder oder anderer VerbÃ¤nde oder
ZusammenschlÃ¼sse mit vergleichbarer Ausrichtung und deren Mitglieder
entsprechend deren Satzung durchfÃ¼hrt, und wenn die Organisation fÃ¼r die
TÃ¤tigkeit der BevollmÃ¤chtigten haftet.

Die vorgenannten Vereinigungen, Gewerkschaften und juristischen Personen
mÃ¼ssen durch Personen mit BefÃ¤higung zum Richteramt handeln. BehÃ¶rden
und juristische Personen des Ã¶ffentlichen Rechts einschlieÃ�lich der von ihnen zur
ErfÃ¼llung ihrer Ã¶ffentlichen Aufgaben gebildeten ZusammenschlÃ¼sse sowie
private Pflegeversicherungsunternehmen kÃ¶nnen sich durch eigene BeschÃ¤ftigte
mit BefÃ¤higung zum Richteramt oder durch BeschÃ¤ftigte mit BefÃ¤higung zum
Richteramt anderer BehÃ¶rden oder juristischer Personen des Ã¶ffentlichen Rechts
einschlieÃ�lich der von ihnen zur ErfÃ¼llung ihrer Ã¶ffentlichen Aufgaben
gebildeten ZusammenschlÃ¼sse vertreten lassen.

Ein Beteiligter, der zur Vertretung berechtigt ist, kann sich selbst vertreten. Handelt
es sich dabei um eine der vorgenannten Vereinigungen, Gewerkschaften oder
juristischen Personen, muss diese durch Personen mit BefÃ¤higung zum Richteramt
handeln.

Die Beschwerde ist innerhalb von zwei Monaten nach Zustellung des Urteils von
einem zugelassenen BevollmÃ¤chtigten schriftlich oder in elektronischer Form zu
begrÃ¼nden.

In der BegrÃ¼ndung muss die grundsÃ¤tzliche Bedeutung der Rechtssache
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dargelegt oder die Entscheidung des Bundessozialgerichts, des Gemeinsamen
Senats der obersten GerichtshÃ¶fe des Bundes oder des
Bundesverfassungsgerichts, von der das Urteil abweicht, oder ein
Verfahrensmangel, auf dem die angefochtene Entscheidung beruhen kann,
bezeichnet werden. Als Verfahrensmangel kann eine Verletzung der Â§Â§ 109 und 
128 Abs. 1 Satz 1 Sozialgerichtsgesetz nicht und eine Verletzung des Â§ 103
Sozialgerichtsgesetz nur gerÃ¼gt werden, soweit das Landessozialgericht einem
Beweisantrag ohne hinreichende BegrÃ¼ndung nicht gefolgt ist.

FÃ¼r die Beschwerde gegen die Nichtzulassung der Revision kann ein Beteiligter,
der nicht schon durch die oben genannten Vereinigungen, Gewerkschaften oder
juristischen Personen vertreten ist, Prozesskostenhilfe zum Zwecke der Beiordnung
eines Rechtsanwalts beantragen.

Der Beteiligte kann die Prozesskostenhilfe selbst beantragen. Der Antrag ist beim
Bundessozialgericht entweder schriftlich oder in elektronischer Form einzureichen
oder mÃ¼ndlich vor dessen GeschÃ¤ftsstelle zu Protokoll zu erklÃ¤ren.

Dem Antrag sind eine ErklÃ¤rung des Beteiligten Ã¼ber seine persÃ¶nlichen und
wirtschaftlichen VerhÃ¤ltnisse (FamilienverhÃ¤ltnisse, Beruf, VermÃ¶gen,
Einkommen und Lasten) sowie entsprechende Belege beizufÃ¼gen. Hierzu ist der
fÃ¼r die Abgabe der ErklÃ¤rung vorgeschriebene Vordruck zu benutzen. Der
Vordruck kann von allen Gerichten oder durch den Schreibwarenhandel bezogen
werden.

Wird Prozesskostenhilfe bereits fÃ¼r die Einlegung der Beschwerde begehrt, so
mÃ¼ssen der Antrag und die ErklÃ¤rung Ã¼ber die persÃ¶nlichen und
wirtschaftlichen VerhÃ¤ltnisse â�� gegebenenfalls nebst entsprechenden Belegen
â�� bis zum Ablauf der Frist fÃ¼r die Einlegung der Beschwerde (ein Monat nach
Zustellung des Urteils) beim Bundessozialgericht eingegangen sein.

Mit dem Antrag auf Prozesskostenhilfe kann ein zur Vertretung bereiter
Rechtsanwalt benannt werden.

Ist dem Beteiligten Prozesskostenhilfe bewilligt worden und macht er von seinem
Recht, einen Anwalt zu wÃ¤hlen, keinen Gebrauch, wird auf seinen Antrag der
beizuordnende Rechtsanwalt vom Bundessozialgericht ausgewÃ¤hlt.

Der Beschwerdeschrift und allen folgenden SchriftsÃ¤tzen sollen Abschriften fÃ¼r
die Ã¼brigen Beteiligten beigefÃ¼gt werden.

Das Bundessozialgericht bittet darÃ¼ber hinaus um je zwei weitere Abschriften.

Schriftlich einzureichende AntrÃ¤ge und ErklÃ¤rungen, die durch einen
Rechtsanwalt, durch eine BehÃ¶rde oder durch eine juristische Person des
Ã¶ffentlichen Rechts einschlieÃ�lich der von ihr zur ErfÃ¼llung ihrer Ã¶ffentlichen
Aufgaben gebildeten ZusammenschlÃ¼sse eingereicht werden, sind als
elektronisches Dokument zu Ã¼bermitteln. Ist dies aus technischen GrÃ¼nden
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vorÃ¼bergehend nicht mÃ¶glich, bleibt die Ã�bermittlung nach den allgemeinen
Vorschriften zulÃ¤ssig. Die vorÃ¼bergehende UnmÃ¶glichkeit ist bei der
Ersatzeinreichung oder unverzÃ¼glich danach glaubhaft zu machen; auf
Anforderung ist ein elektronisches _Â  Dokument nachzureichen. Gleiches gilt fÃ¼r
die nach dem Sozialgerichtsgesetz vertretungsberechtigten Personen, fÃ¼r die ein
sicherer Ã�bermittlungsweg nach Â§ 65a Abs. 4 Nr. 2 SGG zur VerfÃ¼gung steht (Â§
65d SGG).

Erstellt am: 27.11.2023

Zuletzt verändert am: 23.12.2024
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